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Finanzverwaltung fasst Regelungen zur politischen Betätigung neu

Die Finanzverwaltung hat erneut den Anwendungserlass zur Abgabenordnung
(AEAO) geändert. Neu gefasst hat sie u.a. die Regelungen zur politischen Betä-
tigung gemeinnütziger Organisationen (Bundesministerium der Finanzen, Schrei-
ben vom 12.1.2022, IV A 3-S 0062/21/10007:001).

Nach Auffassung der Finanzverwaltung gilt hier Folgendes:

Politik kein eigenständiger steuerbegünstigter Zweck
Politische Zwecke (Beeinflussung der politischen Meinungs- und Willensbildung,
Gestaltung der öffentlichen Meinung oder Förderung politischer Parteien) zählen
nicht zu den gemeinnützigen Zwecken i. S. d. § 52 AO. Parteipolitische Betätigung
ist immer unvereinbar mit der Gemeinnützigkeit.

Politische Betätigung als Mittel zur Verwirklichung satzungsmäßiger steuerbe-
günstigter Zwecke
Es ist einer steuerbegünstigten Körperschaft gleichwohl gestattet, auf die politi-
sche Meinungs- und Willensbildung und die Gestaltung der öffentlichen Meinung
Einfluss zu nehmen, wenn dies der Verfolgung ihrer steuerbegünstigten Zwecke
dient und parteipolitisch neutral bleibt.
Die Beschäftigung mit politischen Vorgängen muss im Rahmen dessen liegen,
was das Eintreten für die steuerbegünstigten Zwecke und deren Verwirklichung
erfordert. Zur Förderung der Allgemeinheit gehört die kritische öffentliche Infor-
mation und Diskussion dann, wenn ein nach § 52 Abs. 2 AO begünstigtes Anlie-
gen der Öffentlichkeit und auch Politikern nahegebracht werden soll. Unschädlich
sind danach etwa die Einbringung von Fachwissen auf Aufforderung in parlamen-
tarischen Verfahren oder gelegentliche Stellungnahmen zu tagespolitischen The-
men im Rahmen der steuerbegünstigten Satzungszwecke. Eine derart dienende
und damit ergänzende Einwirkung muss aber gegenüber der unmittelbaren För-
derung des steuerbegünstigten Zwecks in den Hintergrund treten. Bei Verfolgung
der eigenen satzungsmäßigen Zwecke darf die Tagespolitik nicht im Mittelpunkt
der Tätigkeit der Körperschaft stehen.

Politische Betätigung außerhalb der satzungsmäßigen steuerbegünstigten
Zwecke
In Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips ist es nicht zu beanstanden,
wenn eine steuerbegünstigte Körperschaft außerhalb ihrer Satzungszwecke ver-
einzelt zu tagespolitischen Themen Stellung nimmt (z. B. ein Aufruf eines Sport-
vereins für Klimaschutz oder gegen Rassismus).
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